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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Alternativenergien

Une motion déposée par le groupe PLR a également été acceptée par le parlement. Le
texte de l’intervention parlementaire qui exigeait de limiter la bureaucratie et
d’accélérer les procédures quant à la production d’énergies renouvelables a néanmoins
été modéré par le Conseil des Etats. 1

MOTION
DATUM: 06.12.2011
LAURENT BERNHARD

Le 20 juillet, un projet de géothermie basé à Saint-Gall a causé un tremblement de
terre d’une magnitude de 3,6 sur l’échelle de Richter. Les travaux de forage ont été
temporairement interrompus. Ce séisme a semé le doute quant à l’avenir de la
géothermie en Suisse. Malgré cet événement et contre l’avis du Conseil fédéral, le
Conseil national a adopté durant la session d’été une motion rédigée par le groupe
libéral-radical visant à mettre en place des conditions incitatives à l’investissement
dans la géothermie profonde. Le texte prévoit que la Confédération crée un groupe de
travail, lance une offensive de communication, génère des financements de départ
remboursables en faveur de projets pilotes, étende la garantie contre les risques
d’exploitabilité, fixe les règles juridiques relatives à l’exploration et la sécurisation des
sites, établisse des procédures d’autorisation uniformisées et accélérées, soutienne les
cantons et les communes dans le choix des sites et participe de manière active aux
projets de recherche à l’échelle internationale. Le Conseil des Etat ne s’est pas encore
prononcé sur cet objet. 2

MOTION
DATUM: 22.07.2013
LAURENT BERNHARD

Eine 2012 eingereichte Motion der FDP-Liberale Fraktion zur Vergabepraxis bei der KEV
(kostendeckende Einspeisevergütung) wurde am 17. März 2014 im Nationalrat behandelt.
Die Motion fordert eine Änderung der Vergabepraxis, so dass bereits realisierte
Projekte Vorrang vor den erst projektierten erhielten. Viele Projekte auf der langen
Warteliste für KEV-Beiträge seien durch Einsprachen blockiert und verblieben deshalb
lange Zeit auf der Warteliste. Dadurch würden bereits gebaute Projekte am Bezug von
KEV-Beiträgen gehindert. Der Bundesrat lehnte die Motion ab, da sie die
Mitnahmeeffekte der KEV erhöhe und durch die ständige Bearbeitung der Warteliste zu
administrativem Mehraufwand führe. Bundesrätin Leuthard führte weiter an, die KEV
werde im Rahmen der Energiestrategie 2050 in der UREK-NR diskutiert und bat den
Rat, dieser Diskussion nicht vorzugreifen. Trotz diesem Votum stimmte der Nationalrat
mit überwältigender Mehrheit zu: Allein die GLP-Fraktion stimmte (zusammen mit einer
Stimme der Grünen) gegen die Motion, welche mit 170 zu 11 Stimmen bei 5 Enthaltungen
angenommen wurde. Der Ständerat hat sich 2014 nicht zum Geschäft geäussert. 3

MOTION
DATUM: 17.03.2014
NIKLAUS BIERI

Eine Motion der FDP-Liberale Fraktion für eine Offensive in der tiefen Geothermie,
welche im Juni 2013 vom Nationalrat angenommen worden war, fand am 4. Juni 2014
keine Mehrheit im Ständerat. Die UREK-SR hatte bei 5 zu 5 Stimmen mit Stichentscheid
des Präsidenten die Ablehnung beantragt. Den Ausschlag für die Ablehnung gab nicht
die inhaltliche Stossrichtung, sondern der Umstand, dass bereits mehrere Motionen mit
ähnlichen Aufträgen angenommen worden waren und der Bundesrat die Geothermie in
seine Energiestrategie aufgenommen hatte. 4

MOTION
DATUM: 04.06.2014
NIKLAUS BIERI

Stillschweigend und diskussionslos nahm die grosse Kammer in der Wintersession 2019
ein Fraktionspostulat der FDP an, mit welchem ein Bericht zum Potenzial von
Fernwärme- und Fernkälteanlagen aus erneuerbaren Energien in der Schweiz
gefordert wurde. Die vom Bundesrat unterstützte freisinnige Fraktion erhoffte sich
davon die Darstellung von Möglichkeiten zur CO2-Reduktion im Sinne des Netto-null-
Emissionsziels bis 2050 und zur Sicherung der Energieversorgung im Land. Der Bericht
sollte insbesondere das Zusammenspiel zwischen den föderalen Ebenen erläutern, die
Rolle der städtischen Energieversorger einordnen, einen Vergleich mit dem Ausland
und eine Statistik zum CO2-Verbrauch der in der Fernwärmeindustrie eingesetzten
Energieträger erstellen, zeigen wie das Potenzial besser ausgeschöpft werden könnte

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
MARCO ACKERMANN
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und aktuelle Hindernisse im Ausbau erörtern. 5

Im Dezember 2021 präsentierte der Bundesrat den Bericht zum Potenzial von
Fernwärme- und Fernkälteanlagen aus erneuerbaren Energien in der Schweiz. Ein
entsprechendes Postulat der FDP-Fraktion, das der Nationalrat 2019 angenommen
hatte, hatte den Bundesrat dazu aufgefordert, eine diesbezügliche Auslegeordnung zu
erstellen. Der Bundesrat hielt in seinem umfassenden Bericht fest, dass ein grosses
reales Potenzial für eine nachhaltige Wärmeversorgung durch thermische Netze
bestehe (17 bis 22 TWh), welches aktuell nur etwa zur Hälfte (8.4 TWh) ausgeschöpft
werde und deshalb schnell erschlossen werden müsse. Der Wärmebereich mache heute
einen Anteil von rund 45 Prozent am totalen nationalen Energieverbrauch aus und
verursache mehr als 35 Prozent aller CO2-Emissionen in der Schweiz. Zur Erreichung
der Klimaziele sei daher eine Dekarbonisierung und Umstrukturierung der
Wärmeversorgung unumgänglich. Auf föderaler Ebene seien die Kantone gefordert,
räumliche Energieplanungen zu schaffen, um den Gemeinden aufzeigen zu können, mit
welchen Technologien sie ihre Wärmeversorgung langfristig sicherstellen können.
Weiter diskutierte der Bundesrat im Bericht beispielsweise die Rolle von Erdgas oder
von Pilotprojekten und zog Vergleiche zur Situation im Ausland. 6

BERICHT
DATUM: 17.12.2021
MARCO ACKERMANN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

An der Delegiertenversammlung im Juni wurde ein Massnahmenpapier zur
Energiepolitik verabschiedet. Darin wird die Steigerung der Energieeffizienz in
Altbauten und die vermehrte Installation von thermischen Sonnenkollektoren auf
geeigneten Dächern gefordert. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.06.2010
MARC BÜHLMANN

Die Atomkatastrophe im Japanischen Fukushima führte auch bei den Freisinnigen,
welche die Kernenergie vor dem GAU als unverzichtbar eingeschätzt hatten, zu einer
eigentlichen Kehrtwende in der Energiepolitik. Allerdings benötigte die Partei – im
Gegensatz etwa zur CVP – für das Umdenken relativ lange, das denn auch nicht ganz so
radikal ausfiel. Mitte März kündigte die Parteispitze die Erarbeitung verschiedener
Szenarien an, wobei ein Ersatz von Kernkraftwerken als nicht mehrheitsfähig betrachtet
wurde. Mitte April trafen sich rund 60 freisinnige Energiepolitiker in Bern, um eine
Lagebeurteilung vorzunehmen und die Grundlagen für ein Positionspapier zu
erarbeiten. Aus der internen Debatte resultierte eine Vier-Säulen-Strategie, die Anfang
Juni unter dem Slogan „liberaler Umbau der Energieversorgung“ präsentiert wurde:
Bestehende AKWs sollten während der vorgesehenen Laufzeit in Betrieb gehalten
werden, ein Neubau von AKWs der momentanen Reaktorgeneration sei auszuschliessen,
Energieeffizienz und erneuerbare Energien seien zu fördern – etwa mit erleichterten
Vorschriften für private Solaranlagen – und in zehn Jahren (2022) solle eine
Volksabstimmung über den erwünschten Energiemix stattfinden. Die
Versorgungssicherheit – so die Quintessenz des Papiers – müsse auf jeden Fall
gewährleistet bleiben. Ein blinder sofortiger Ausstieg sei keine Option. Es seien alle
Alternativen, insbesondere auch ein Weg ohne „Technologieverbot“ zu prüfen. Bei der
Abstimmung über die Motion zum AKW-Ausstieg in der Sommersession enthielten sich
die FDP-Nationalräte der Stimme. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 08.06.2011
MARC BÜHLMANN
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